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Ausschlüsse bei der obligatorischen 
Berufshaftpflichtversicherung  

(Bundesgerichtsentscheid 4A_229/2019) 

 

Learning from court decision 

Exclusions are generally admissible also in the case of mandatory professional liability in-

surance. However, the scope of exclusions is legally restricted other than in the case of op-

tional insurance. Exclusions must not defeat the purpose of mandatory insurance cover of 

impaired customers.  

Procedurally, it is important that the appellant sufficiently substantiates the complaint. Oth-

erwise, the appeal court (as in the case at hand) rejects the claim for formal reasons. The 

complaint must respond to the motivation of the challenged court decision and show in detail 

in which way the decision is in breach of federal law.  

Lehren aus dem Gerichtsentscheid 

Auch in der obligatorischen Berufshaftpflichtversicherung sind Ausschlüsse grundsätzlich zu-

lässig. Der Umfang der Ausschlüsse ist aber anders als bei der freiwilligen Versicherung ge-

setzlich beschränkt. Ausschlüsse dürfen nicht dazu führen, dass der obligatorische Versiche-

rungsschutz geschädigter Kunden vereitelt wird.   

Verfahrensrechtlich gilt, dass der Beschwerdeführer die Beschwerde vor der Rechtsmitte-

linstanz hinreichend begründen muss. Andernfalls tritt diese nicht darauf ein. Die Beschwerde 

muss auf die Begründung des angefochtenen Entscheids eingehen und im Einzelnen aufzeigen, 

worin eine Verletzung von Bundesrecht liegt.  

Sachverhalt 

Ein Anwalt wurde krankheitshalber hospitalisiert. Während seiner Abwesenheit wurde eine 

verfahrensrechtliche Frist in einem seiner Mandate verpasst. In der Folge lehnte der Versiche-

rer die Versicherungsdeckung ab und verwies auf die Ausschlussklausel in den AVB. Die kan-

tonalen Gerichte wiesen die Klage gegen den Versicherer ab. Das Bundesgericht wies die Be-

schwerde des Anwalts ab, soweit es darauf eintrat.   

Rechtsfragen und Antworten des Gerichts 

Rechtsfrage: Ist ein Deckungsausschluss in der obligatorischen Berufshaftpflichtversicherung 

von Anwälten zulässig, soweit er Schäden betrifft, deren Eintritt vom Anwalt mit hoher Wahr-

scheinlichkeit zu erwarten war? 
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Antwort: Ja, ein solcher Deckungsausschluss ist zulässig und widerspricht dem Anwaltsgesetz 

(Art. 12 lit. f BGFA) nicht. Die gesetzliche Versicherungspflicht bedeutet nicht, dass der Versi-

cherungsschutz zugunsten des rechtssuchenden Publikums in allen Fällen gewährleistet wird.  

Rechtsfrage: Muss ein prozessführender Anwalt mit hoher Wahrscheinlichkeit erwarten, dass 

eine Frist verpasst wird, wenn er krankheitshalber abwesend ist und in der Folge keinen Stell-

vertreter benennt und auch seine Mandanten nicht orientiert? 

Antwort: Ja, der Anwalt musste unter solchen Umständen mit hoher Wahrscheinlichkeit er-

warten, dass eine Frist verpasst wird. Der Deckungsausschluss in den AVB greift ein.  

Verfahrensfragen 

Verfahrensart: Es handelt sich um eine Beschwerde in Zivilsachen vor Bundesgericht, die sich 

gegen den Endentscheid eines oberen kantonalen Gerichts richtet. Das Bundesgericht ent-

scheidet als Rechtsmittelinstanz (Art. 75 Abs. 2 BGG).  

Begründungspflicht der Beschwerde: Das Bundesgericht wendet das Gesetz zwar von Amtes 

wegen an (Art. 106 Abs. 1 BGG). Es prüft unter Berücksichtigung der allgemeinen Begrün-

dungspflicht der Beschwerde (Art. 42 Abs. 1 und 2 BGG) grundsätzlich aber nur die geltend 

gemachten Rügen, sofern die rechtlichen Mängel nicht geradezu offensichtlich sind. Es ist 

nicht gehalten, wie eine erstinstanzliche Behörde alle sich stellenden rechtlichen Fragen zu 

untersuchen, wenn diese vor Bundesgericht nicht mehr vorgetragen werden. Das bedeutet für 

den Beschwerdeführer Folgendes: Er muss die Beschwerde hinreichend begründen, andern-

falls das Bundesgericht nicht darauf eintritt. Die Beschwerde muss auf die Begründung des 

angefochtenen Entscheids eingehen und im Einzelnen aufzeigen, worin eine Verletzung von 

Bundesrecht liegt. Der Beschwerdeführer darf nicht bloss die eigenen Rechtsstandpunkte im 

kantonalen Verfahren erneut bekräftigen, sondern muss mit seiner Kritik an den als rechtsfeh-

lerhaft erachteten Erwägungen der Vorinstanz ansetzen. Dabei muss die Begründung in der 

Beschwerdeschrift selbst erfolgen; der blosse Verweis auf Ausführungen in andern Rechts-

schriften oder auf die Akten ist nicht ausreichend. Im vorliegenden Fall hat der Beschwerde-

führer keine detaillierte Begründung für die angebliche Verletzung von Verfassungs- und Ge-

setzesbestimmungen vorgelegt. Das Bundesgericht ist deshalb nicht darauf eingetreten.  
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